
Informationen zum Sanierungsvermerk 
 
 

Im Falle des Beschlusses einer Sanierungssatzung ist die Stadt/Gemeinde  
gemäß § 143 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) verpflichtet, diese 

rechtsverbindliche Sanierungssatzung dem Grundbuchamt mitzuteilen. 
Das Grundbuchamt erhält eine Liste aller Grundstücke, die sich im 

Sanierungsgebiet befinden und trägt daraufhin in die Grundbücher der 
betreffenden Grundstücke in Abteilung II den sogenannten 

Sanierungsvermerk ein. Die Eintragung des Sanierungsvermerks hat eine 
nachrichtliche Bedeutung. Das heißt, sie informiert den Eigentümer und 

Dritte darüber, dass eine Sanierung durchgeführt wird. Der 

Sanierungsvermerk ist keine Belastung des Grundstückes im Sinne einer 
Grundschuld und nimmt daher auch keinen bestimmten Rang ein. 

 
Unabhängig von der Eintragung des Sanierungsvermerks gelten nach 

Rechtskraft der Sanierungssatzung besondere sanierungsrechtliche 
Vorschriften. Für Sie als Grundstückseigentümer ist vor allem die 

Genehmigungspflicht gemäß § 144 BauGB von Bedeutung. Sowohl 
Grundstücksveräußerungen als auch die Belastung eines Grundstückes, 

beispielsweise mit einer Hypothek oder Grundschuld, bedürfen der 
Genehmigung der Stadt/Gemeinde. Ebenfalls genehmigungspflichtig sind 

Miet- oder sonstige Nutzungsverträge, die auf eine bestimmte Zeit von 
mehr als einem Jahr abgeschlossen werden. 

 
Auch die Durchführung von Vorhaben im Sinne der §§ 14 Abs. 1 und 29 

BauGB ist dem Genehmigungsvorbehalt der Stadt/Gemeinde unterworfen. 

Von besonderer Bedeutung sind dabei die Nutzungsänderung und die 
Beseitigung von baulichen Anlagen. 

 
Die Genehmigung gemäß § 144 BauGB darf nach § 145 Abs.2 BauGB von 

der Stadt/Gemeinde nur versagt werden, wenn durch den Vorgang die 
Durchführung der Sanierung unmöglich gemacht oder wesentlich 

erschwert wird oder ein Widerspruch zu den Zielen und Zwecken der 
Sanierung besteht. 

 
Eine Genehmigung kann auch unter Auflagen erteilt werden. 

 
 

 
Einen Auszug aus dem BauGB finden Sie im Anhang. Zu finden sind diese 

Informationen zum BauGB außerdem unter der URL: 

 
 

https://dejure.org/gesetze/BauGB 
 
 
 
 

https://dejure.org/gesetze/BauGB


Anhang: 
 

§ 14 
Veränderungssperre 

 
(1) Ist ein Beschluss über die Aufstellung eines Bebauungsplans gefasst, kann die 
Gemeinde zur Sicherung der Planung für den künftigen Planbereich eine 
Veränderungssperre mit dem Inhalt beschließen, dass 

 
1.  

Vorhaben im Sinne des § 29 nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht 
beseitigt werden dürfen; 

 
2.  

erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken 
und baulichen Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, 
zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden dürfen. 

(2) 1Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von der 
Veränderungssperre eine Ausnahme zugelassen werden. 2Die Entscheidung über 
Ausnahmen trifft die Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde. 
(3) Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich 
genehmigt worden sind, Vorhaben, von denen die Gemeinde nach Maßgabe des 
Bauordnungsrechts Kenntnis erlangt hat und mit deren Ausführung vor dem 
Inkrafttreten der Veränderungssperre hätte begonnen werden dürfen, sowie 
Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung werden 
von der Veränderungssperre nicht berührt. 
(4) Soweit für Vorhaben im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet oder im 
städtebaulichen Entwicklungsbereich eine Genehmigungspflicht nach § 144 Abs. 1 
besteht, sind die Vorschriften über die Veränderungssperre nicht anzuwenden. 
 
 

§ 29 
Begriff des Vorhabens; Geltung von Rechtsvorschriften 

 
(1) Für Vorhaben, die die Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von 
baulichen Anlagen zum Inhalt haben, und für Aufschüttungen und Abgrabungen 
größeren Umfangs sowie für Ausschachtungen, Ablagerungen einschließlich 
Lagerstätten gelten die §§ 30 bis 37. 
(2) Die Vorschriften des Bauordnungsrechts und andere öffentlich-rechtliche 
Vorschriften bleiben unberührt. 
 
 

§ 143 
Bekanntmachung der Sanierungssatzung, Sanierungsvermerk 

 
(1) 1Die Gemeinde hat die Sanierungssatzung ortsüblich bekannt zu machen. 2Sie 
kann auch ortsüblich bekannt machen, dass eine Sanierungssatzung beschlossen 
worden ist; § 10 Abs. 3 Satz 2 bis 5 ist entsprechend anzuwenden. 3In der 
Bekanntmachung nach den Sätzen 1 und 2 ist - außer im vereinfachten 
Sanierungsverfahren - auf die Vorschriften des Dritten Abschnitts hinzuweisen. 4Mit 
der Bekanntmachung wird die Sanierungssatzung rechtsverbindlich. 
(2) 1Die Gemeinde teilt dem Grundbuchamt die rechtsverbindliche 
Sanierungssatzung mit und hat hierbei die von der Sanierungssatzung betroffenen 
Grundstücke einzeln aufzuführen. 2Das Grundbuchamt hat in die Grundbücher 
dieser Grundstücke einzutragen, dass eine Sanierung durchgeführt wird 
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(Sanierungsvermerk). 3§ 54 Abs. 2 und 3 ist entsprechend anzuwenden. 4Die Sätze 
1 bis 3 sind nicht anzuwenden, wenn in der Sanierungssatzung die 
Genehmigungspflicht nach § 144 Abs. 2 ausgeschlossen ist. 
 

§ 144 
Genehmigungspflichtige Vorhaben und Rechtsvorgänge 

 
(1) Im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet bedürfen der schriftlichen 
Genehmigung der Gemeinde 

 
1.  die in § 14 Abs. 1 bezeichneten Vorhaben und sonstigen Maßnahmen; 

 
2.  

Vereinbarungen, durch die ein schuldrechtliches Vertragsverhältnis über den 
Gebrauch oder die Nutzung eines Grundstücks, Gebäudes oder Gebäudeteils 
auf bestimmte Zeit von mehr als einem Jahr eingegangen oder verlängert wird. 

(2) Im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet bedürfen der schriftlichen 
Genehmigung der Gemeinde 

 
1.  

die rechtsgeschäftliche Veräußerung eines Grundstücks und die Bestellung und 
Veräußerung eines Erbbaurechts; 

 
2.  

die Bestellung eines das Grundstück belastenden Rechts; dies gilt nicht für die 
Bestellung eines Rechts, das mit der Durchführung von Baumaßnahmen im 
Sinne des § 148 Abs. 2 im Zusammenhang steht; 

 
3.  

ein schuldrechtlicher Vertrag, durch den eine Verpflichtung zu einem der in 
Nummer 1 oder 2 genannten Rechtsgeschäfte begründet wird; ist der 
schuldrechtliche Vertrag genehmigt worden, gilt auch das in Ausführung dieses 
Vertrags vorgenommene dingliche Rechtsgeschäft als genehmigt; 

 
4.  die Begründung, Änderung oder Aufhebung einer Baulast; 

 
5.  die Teilung eines Grundstücks. 

(3) Die Gemeinde kann für bestimmte Fälle die Genehmigung für das förmlich 
festgelegte Sanierungsgebiet oder Teile desselben allgemein erteilen; sie hat dies 
ortsüblich bekannt zu machen. 
(4) Keiner Genehmigung bedürfen 

 
1.  

Vorhaben und Rechtsvorgänge, wenn die Gemeinde oder der Sanierungsträger 
für das Treuhandvermögen als Vertragsteil oder Eigentümer beteiligt ist; 

 
2.  

Rechtsvorgänge nach Absatz 2 Nr. 1 bis 3 zum Zwecke der Vorwegnahme der 
gesetzlichen Erbfolge; 

 
3.  

Vorhaben nach Absatz 1 Nr. 1, die vor der förmlichen Festlegung des 
Sanierungsgebiets baurechtlich genehmigt worden sind, Vorhaben nach Absatz 
1 Nr. 1, von denen die Gemeinde nach Maßgabe des Bauordnungsrechts 
Kenntnis erlangt hat und mit deren Ausführung vor dem Inkrafttreten der 
Veränderungssperre hätte begonnen werden dürfen, sowie 
Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung; 

 
4.  

Rechtsvorgänge nach Absatz 1 Nr. 2 und Absatz 2, die Zwecken der 
Landesverteidigung dienen; 

 
5.  

der rechtsgeschäftliche Erwerb eines in ein Verfahren im Sinne des § 38 
einbezogenen Grundstücks durch den Bedarfsträger. 

 
§ 145 

Genehmigung 
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(1) 1Die Genehmigung wird durch die Gemeinde erteilt; § 22 Abs. 5 Satz 2 bis 5 ist 
entsprechend anzuwenden. 2Ist eine baurechtliche Genehmigung oder an ihrer 
Stelle eine baurechtliche Zustimmung erforderlich, wird die Genehmigung durch die 
Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde erteilt. 3Im Falle des 
Satzes 2 ist über die Genehmigung innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des 
Antrags bei der Baugenehmigungsbehörde zu entscheiden; § 22 Abs. 5 Satz 3 bis 6 
ist mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass die Genehmigungsfrist 
höchstens um zwei Monate verlängert werden darf. 
(2) Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn Grund zur Annahme besteht, 
dass das Vorhaben, der Rechtsvorgang einschließlich der Teilung eines Grundstücks 
oder die damit erkennbar bezweckte Nutzung die Durchführung der Sanierung 
unmöglich machen oder wesentlich erschweren oder den Zielen und Zwecken der 
Sanierung zuwiderlaufen würde. 
(3) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die wesentliche Erschwerung dadurch 
beseitigt wird, dass die Beteiligten für den Fall der Durchführung der Sanierung für 
sich und ihre Rechtsnachfolger 

 
1.  

in den Fällen des § 144 Abs. 1 Nr. 1 auf Entschädigung für die durch das 
Vorhaben herbeigeführten Werterhöhungen sowie für werterhöhende 
Änderungen, die auf Grund der mit dem Vorhaben bezweckten Nutzung 
vorgenommen werden, verzichten; 

 
2.  

in den Fällen des § 144 Abs. 1 Nr. 2 oder Abs. 2 Nr. 2 oder 3 auf Entschädigung 
für die Aufhebung des Rechts sowie für werterhöhende Änderungen verzichten, 
die auf Grund dieser Rechte vorgenommen werden. 

(4) 1Die Genehmigung kann unter Auflagen, in den Fällen des § 144 Abs. 1 auch 
befristet oder bedingt erteilt werden. 2§ 51 Abs. 4 Satz 2 und 3 ist entsprechend 
anzuwenden. 3Die Genehmigung kann auch vom Abschluss eines städtebaulichen 
Vertrags abhängig gemacht werden, wenn dadurch Versagungsgründe im Sinne des 
Absatzes 2 ausgeräumt werden. 
(5) 1Wird die Genehmigung versagt, kann der Eigentümer von der Gemeinde die 
Übernahme des Grundstücks verlangen, wenn und soweit es ihm mit Rücksicht auf 
die Durchführung der Sanierung wirtschaftlich nicht mehr zuzumuten ist, das 
Grundstück zu behalten oder es in der bisherigen oder einer anderen zulässigen Art 
zu nutzen. 2Liegen die Flächen eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebs sowohl 
innerhalb als auch außerhalb des förmlich festgelegten Sanierungsgebiets, kann der 
Eigentümer von der Gemeinde die Übernahme sämtlicher Grundstücke des Betriebs 
verlangen, wenn die Erfüllung des Übernahmeverlangens für die Gemeinde keine 
unzumutbare Belastung bedeutet; die Gemeinde kann sich auf eine unzumutbare 
Belastung nicht berufen, soweit die außerhalb des förmlich festgelegten 
Sanierungsgebiets gelegenen Grundstücke nicht mehr in angemessenem Umfang 
baulich oder wirtschaftlich genutzt werden können. 3Kommt eine Einigung über die 
Übernahme nicht zustande, kann der Eigentümer die Entziehung des Eigentums an 
dem Grundstück verlangen. 4Für die Entziehung des Eigentums sind die Vorschriften 
des Fünften Teils des Ersten Kapitels entsprechend anzuwenden. 5§ 43 Abs. 1, 4 
und 5 sowie § 44 Abs. 3 und 4 sind entsprechend anzuwenden. 
(6) 1§ 22 Abs. 6 ist entsprechend anzuwenden. 2Ist eine Genehmigung allgemein 
erteilt oder nicht erforderlich, hat die Gemeinde darüber auf Antrag eines Beteiligten 
ein Zeugnis auszustellen. 
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